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Pressemitteilung der Deutschen Juristischen Gesellschaft für 

Tierschutzrecht e.V. (DJGT) 

Erneuter Appell an das Bundesministerium für Ernährung und 

Landwirtschaft und die Mitglieder des Ausschusses für Agrarpolitik und 

Verbraucherschutz zur Beendigung tierschutzrechts- und 

verfassungswidriger Kastenstandhaltung von Sauen 

Am 7. Mai 2020 beraten die Mitglieder des Ausschusses für Agrarpolitik und 

Verbraucherschutz (Agrarausschuss) und das Bundesministerium für 

Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) erneut über die Siebte Verordnung zur 

Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (7. ÄVO). 

Das BMEL beabsichtigt mittels der 7. ÄVO, die Situation für im Kastenstand 

gehaltene Sauen zu verschlimmern, indem es die Anforderung an 

Kastenstände, dass darin fixierte Sauen in Seitenlage ihre Gliedmaßen 

ausstrecken können müssen, streicht. Dieser Bestrebung erteilte der 

Agrarausschuss in seiner Beschlussempfehlung vom 31. Januar 2020 

ausdrücklich eine Absage und schlug Regelungen vor, die das Wohl von 

Nutztieren zum Teil deutlich verbessern würden. Bisher konnte eine Einigung 

über den Inhalt der 7. ÄVO nicht erzielt werden. 

Wir haben uns nun erneut schriftlich sowohl an das BMEL als auch an den 

Agrarausschuss gewandt, um noch einmal nachdrücklich an die Einhaltung 

des Tierschutzrechts und des Grundgesetzes zu erinnern. Die Haltung von 

Sauen in Kastenständen stellt einen schwerwiegenden Verstoß gegen 

Tierschutz- und Verfassungsrecht dar, da es sich um eine nicht 

verhaltensgerechte Haltungsform handelt, die den Schweinen Schmerzen, 

Leiden und Schäden zufügt. 
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Im Lichte des verfassungsrechtlich verankerten Staatsziels Tierschutz sollte 

die 7. ÄVO dazu genutzt werden, den Ausstieg aus der Kastenstandhaltung zu 

manifestieren und diese tierquälerische Haltungsform endgültig abzuschaffen. 

 

 

In der Deutschen Juristischen Gesellschaft für Tierschutzrecht e.V. mit Sitz in 

Berlin setzen sich Juristen aus allen Rechtsgebieten und Berufsgruppen 

gemeinsam für eine Stärkung und Weiterentwicklung des Tierschutzrechts ein.  

Kontakt zu unserer Pressereferentin Jeannine Boatright: j.boatright@djgt.de 

oder über poststelle@djgt.de 
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